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Präunmierationspreis: Für Wien mit Zuſendung in dos Haus und für bie österr. Krontänder jamınmt Poſtznſendung jährlich J fl., Hotbjägiig 2 f, 
vierteljührig 1 fl. Für das Aus land jöhrlich 3 Thaler, 


Inferate werden 


ittigß berchet. — Meclamationen, wenn wuberflegelt, ind vortoleel. 


ME Mit 1. Juli beginnt ein neues Abonnement 


auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“ und bitten wir umfere 
geehrten Herren Abonnenten, deren Pränumeration Ende Juni 
abläuft, um baldige Erneuerung per Poſtanweiſung, 
damit keine Unterbrechung in der Expedition ftattfindet. 

Die Verlagsbhuchhandlung. 


e 
Ueber das Ineinanbergreifen des öffentlichen Rechtes und 
des Privatrechtes in Bezug auf die juriſtiſche Conſtruc⸗ 
tion. 
Mittheilungen aus her Prapis: 

Zur Erwerbung bi ſeimatrechtes nach 8. 12 lit. b) des Geſetzes vom 
17. März 1849 erſcheint nicht ſlillſchweigende Duldung, ſondern nur 
Duldung überhaupt erforderlich. 

Die Geldbußen für Forſtfrevel der Waldbeſißer ſind Strafen im eigentlichen 
Sinne und treffen daher nur die Perſon des ſchulbdigen Beflkers, 

Zur Frage aß Einackern und Beſäen des Waldgrundes mit Gelreide als 
Forſtfrevel im Sinne g. 60, Z. 7, des Forſtgeſehes anzuſehen ſel. 

Verordnungen. 
Berjonallen 


Erledigungen. 


leber das Ineinandergreiſen des öffentlichen Rechtes 
und des Privpatrechtes in Being auf die juriſtiſche 
Conſtruction.) 

Die ganze Summe allgemeiner juriſtiſcher Begriffe, welche im 
Prinatrechte in ihrer Einfachheit und urſpränglichen Reinheit zerglie⸗ 
dert werden, braucht auch das Staatsrecht, und zwar in ganz gleicher 
Weiſe; und ſelbſt da, wo fie durch den verſchledenen materiellen Ge⸗ 
halt des letzteren eine andere Richtung oder eine complicirtere Geſtalt 
erhalten, wird dieſe Belmiſchung nach den gleichen Grundfätzen exacter 
Interpretation und Conſeguenz zur Geltung gebracht, welche für das 
Privalrecht ausgebildet find. 

Aber die Berührung beider Gebiete ift bisweilen auch von mehr 
materieller Art. 

Es war eine Zeit, in welcher das Staatsrecht zu feinem, größten. 
Thelle aus privatrechtlichen Individualverhältniſſen zuſammengeſetzt war. 
Das Recht des Landesherrn war der Juholt lehnrechtlicher Verleihung 
oder allodialeu Eſgenthums; die Rechte desſelben gegen die Untertha⸗ 
nen beruhten bald auf jenen rein privatrechtliche Subfekktonsverhält⸗ 
niſſen, wie die Lelbeigenſchaft, bald auf jenem unklaren Begriffe der 
Vogtei, der den eigentlichen Kern der ſpäteren Landesobrigkeſt ein⸗ 
ſchloß. Der Ritterſchaft und überhaupt der Landſchaft gegenüber be⸗ 
ſtanden faſt durchweg privatrechtliche Obligatiousverhältuiſfe. Es war 


) Nach C. F. Gerber: „Oeffentliche Nechte “ 


dies eine Zeit, der ein wirkliches Staatsrecht gar nicht zugeſchrieben 
werden konnte; das öffentliche Recht rangirte durchweg neben dem 
Inhalte des Privatrechtes, fo unnatürlich dieſe Verbindung auch fein 
machte. Die ſtaatsrechtlichen Elemente waren nicht elwa blos in die Form 
privalrechtlicher Rechte gekleidet, ſondern ſte wurden in der That auch! 
materiell als ſolche betrachtet. Die Territorlalhohejt erſchien als eine 
beſondere Art von Grundelgenthum (dominium mit imperium), die 
Steuerforderung als eine gewöhnliche opligatio; das Recht auf „Land 
Leute“ ward unter der Menge vou wirklichen und halben Landesherrn 
im deutſchen Reiche nicht anders angeſehen, als jedes andere Ver- 
mögensrecht: 

Gänzlich verſchreden davon ſſt diejenige Anknüpfung des Staats- 
rechllichen an das Privatrecht, bei welcher mit voller Anerkennung des 
ſpeciftſchen Charakters des erſtereu uur die Form des letzteren zu 
Hilfe genommen wird. Dies Ift der Fall mit dem erblichen Monar⸗ 
cheurechte, das nach deu prinatrechtlichen Regeln des Erbrechtes erwor⸗ 
ben wird; dies iſt der Fall, wo unzweifelhaft öffeutliche Rechte, wie 
die Landſtaudſchaft, das Wahlrecht, die Sbeuerfreſhelt, das altdeutſche 
Schöffenamt, als Pertineuzen des Grundeigenthums nach den Grund⸗ 
fogen des Eigenthumserwerbs erlungt werden. Eine ſolche Berührung 
des Prlwatrechtes mit dem Staats rechte verträgt fi mit deſſen Prin- 
eipe vollkommen; denn es gibt verſchiedene Wege, die zur „Vollendung 
des Gemelndelebens“ nothweudigen Functionen bollzlehen zu Laffen, 
und einer von dieſen Wegen iſt der, daß mon fie auf elne dauernde 
Weiſe — in wie weit dies poMtifch zuläfſig ift, kommt hier zunachſt 
nicht in Frage — beſtimmten Individuen als eligenthümliches Recht 
fieiet; das Recht verliert dadurch nicht fernen öffentlichen Charakter, 
es mird dadurch kein Vermögengrecht, aber die Art feiner Erwerbung. 
beruht auf privatrechtlicher Vermittlung. Died wird am beutlichften 
durch die Gegenüberſtellung des Inhalts eines ritterſchaftlichen Land⸗ 
ſtandſchaftsrechts der alten Feudolverfaffung und des Juhalts eines 
ſolchen Rechts im heutigen Staatsrechte; dort mar das Recht des 
Ritters dem Landesherrn gegenüber genau genommen ganz daſſelbe 
Recht, das heutzutage jedem Privaten einem andern Privaten gegen⸗ 
über zuſteht, wenn ſich der eine zu Forderungen und Auſprüchen gegen 
den andern berechtigt glaubt; hier hat der Rlttergutsbeſitzer fein Recht 
nicht als Individuum, ſondern als Glied der geſammten Volksverbin⸗ 
dung, er hat es nicht für ſich, ſondern in dieſer und für dieſe. — 

Nicht ſelten iſt die Entlehnung der privatrechtlichen Vertragsſorm 
zur Einkleidung ſtaatsrechtlicher Stoffe. Hier Ift die größte Dishar⸗ 
monie varhanden zwiſchen Form und Juhalt. Eine pactirte Verfaſſung 
kanu durchaus nicht als ein Vertrag, ſondern lediglich als ein ſtaats⸗ 
rechtliches Geſetz gelten; die Vertragsform hat nicht einmal als Form, 
die Wirkungen des Vertrages, fie iſt nur ein willkührlich gewäßlter 
Ausdruck zur Bezeichnung dez Umſtands, daß bei der Begründung des 
Verfaſſungsgeſetzes auch einem andern Factor des Staatz, als dem 
Monarchen, eine Mitwirkung geſtattet wurde. Denn es kann keithem 
Juriſten bei näherer Unterſuchung der Sache Beilonmmen, die rechtliche 
Unzulaſſigkeit der einfeitigen Aufhebung oder Abänderung einer Ver⸗ 
ſaffung etma aus ihrem vertragsmäßigen Urſprunge ableiten zu wollen. 
Der Vertrag iſt durchweg privatrechtlicher Natur, er 
ift weſentlich ein Binden des individuellen Willens Ein- 
zelner. Die Bezeichnung der Entſtehung einer Verfaffung als einer 


vertragsmüßigen hat juriſtiſch keine andere Bedeutung als der Gebrauch 
eines Symbols. 

Ganz anders verhält es ſich natürlich mit der Anwendung des 
Vertrags bei Rechtsgeſchäften zwiſchen mehreren Staaten, |. g. Staats⸗ 
vertragen. Hier iſt der Vertrag wirklich die privatrechtliche Rechtsform 
trotz des politiſchen Inhalts. Die mehreren conkrahirenden Stonteu 
ſtehen ſich hier als berechtigte Eluzelindividuen gegenüber. Im Völ⸗ 
kerrechte wird der einzelne Staat in derſelben Art als Judividuum 
behaudelt, wie im Privatrechte der Menſch. — 

Von völlig verſchiedener Art ift die Berührung beider Gebiete, 
bel welcher der Staat feinen Charakter als folchen ganz abftreift und 
vollſtändig in das Bereich des Privatrechtes hineintritt. Der Staat: 
bedarf einer materlellen Grundlage aus der allgemeinen Gülerwelt, 
er iſt Eigenthümer, Erbe, Glaubiger, Schuldner. Hier tritt er einfach 
als privates Rechtsfubject auf, und für dieſe Rolle, aber auch nur für 
diefe, wird er als juriſtiſche Perſon (Flscus) nach den Grundſäßgen des 
Pripatrechtes behandelt. 

Ganz derſelbe Geſichtspunkt findet ſtatt zur Beurtheilung der 
täglich vorkommenden Rechtsgeſchaſte, welche der Staat abſchließt, um 
ſich eine weitere Hülfeleiſtung zu verſchaffen, als diejenige, welche ihm 
aus der Erfüllung der allgemeinen Unterkhauenpflichten zuwächſt, Ver⸗ 
träge, in welchen Lieferung, Arbeit bedungen wird, gauz beſonders die 
Staatsdlenftverträge. Die materiellen Bedingungen, unter welchen 
Jemand einen Staatsdlenſt überulmmt, ſtellt der Stant als Fiscus 
haufig nach freier priuntrechtlicher Uebereiukunft mit dem Einzelnen feſt. 
Dadurch wird das Staats dieuerverhältulß ſelbſt nicht in das Bereich 
des Privatrechtes verſetzt; die Legitimation zur öffentlichen Function, 
das Recht auf dleſe und die daraus hervorgehende Verpflichtung wird 
nicht durch Verlrag, fondern durch einen ſtaatsrechtachen Akt begrün⸗ 
det, der Vertrag bezieht ſich nur auf die wirklich privatrechtliche Seite 
des Verhaltulſſes. In der Regel aber findet auch nicht einmal ein 
folcher Vertrag mit dleſer beſchränkten Bedeutung ſtatt, fondern der 
Staat hat ſchon geſetzlich ein für allemal die finauzielle, d. h. privat⸗ 
rechtliche Seite des Skaatsdienſtes ſeſtgeſtellt, und es krilt die Wir⸗ 
kung dieſer Feſtſetzung bei jeder Anſtellung vou ſelbſt ein; dieſe regel⸗ 
mäßigen Fälle müffen trotz der Verſchiedenheit des formellen rechtlichen 
Grundes in ihrem wirklichen Beſtande ganz ehenfo behandelt werden. 

Wle ſich aber einerſeits das Privatrecht auf verſchiedene Weiſe 
in das Staatsrecht hinelnſchlingt, indem es bald feine Formen zur 
Faſſung ſtaotsrechtlicher Elemente dorleiht, bald feine materiellen Rechts⸗ 
verhältnlffe und Verpflichtungen benutzen läßt, bald endlich innerhalb 
der Sphäre feines eigenthuͤmlichen Charakters zur nolhwendigen Er⸗ 
gänzung und Unterſtützung des öffentlichen Rechtes beiträgt, fo tritt 
auch anderſeits wieder elne Berührung des Staatsrechtes mit dem 
Privatrechte ein, bet welcher umgekehrt jenein die Stelle des produe⸗ 
tiven und geſtaltenden Factors zukommt. 

Zunächſt kann die Ausübung der Funetlonen der Staatsgewalt 
auf das Gebiet des Prlvatrechtes hluſherführen, indem durch Ueber⸗ 
ſchreitung der im Staatsrechte vorgeſchriebenen Gräuzen eine Verletzung 
Einzelner möglich iſt. Sofern hieraus für deu Verletzten ein Eutſcha⸗ 
digungsauſpruch eutſteht, wird ein durchweg privatrechtliches Verhält⸗ 
niß begründet; denn hier ſtehen der Berechtigte und der Verpflichtete 
ſich lediglich als Einzelne, nicht mehr als Glieder der Geſammtheit 
gegenüber. Es ift hier elne Thatſache auf ftaatsrechtlichem Geblete ent⸗ 
flauben, deren Wirkungen in das Privatrecht fallen. Denn der Charakter 
der privalrechtlichen Entſchädigungforderung verlangt überhaupt nur! 
ein objectives Unrecht, einerlei ob dies Unrecht auf dieſem oder jenem 
Gebiete ermachſen iſt. Anders ift das Verhältniß, wenn die Verletzung 
nicht eine Entſchädiguugsſorderung (oder z. B. der Anſpruch auf Ne 
flitution des Zuviel der erhobenen und falſch berechneten Steuer) er⸗ 
zeugt, ſondern nur ein Recht, die Zurückuahme einer ſtaatsrechtlichen 
Verfugung zu verlangen, z. B. die Couſeription eines Militärfreien, 
die Beſchlaguahme einer Druckſchrift im Widerſpruche mit dem Preß⸗ 
geſetze; hier handelt es ſich allerdings ebenfalls um ein Recht des Ein⸗ 
zelnen, aber um ein ſolches, das nicht blos einen ſtaatsrechtlichen 
Grund fondern auch einen fortdauernd ſtaatsrechlichen Juhalt hat. Was 
er fordert, iſt nicht die Zurücknahme eines Eingriffs ju, feine indivi⸗ 
duelle Rethtsſphäre, ſondern Einer Verletzung feiner Stellung als 
Gliedes des politiſchen Ganzen. 

Ganz ähnlich dieſem Falle iſt der, wenn ein und dasſelbe Rechts: 
verhältniß, das in feinem Urſprunge (auch feinem Inhalte nach) ſtaats⸗ 
rechtlich iſt, unter dem Hinzutreten äußerer Thatſachen in ein privat⸗ 
rechtliches übergeht. Dies findet z. B. ſtatt, weun eile Steuerforderung 
von einer Staatsgewalt begründet wurde, welche Fpäter, bevor jene 
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realifirt werden konnte, für deu Verpflichteten zu egiftiven aufhört, in⸗ 
dem er in Folge von Territorialveränderungen einem andern Staate 
zugetheilt wird; hier ſteht der berechtigte Staat dem ehemaligen Un⸗ 
kerthan nicht mehr als Staatsgewalt in ihrem Verhällniſſe zu einem 
Gliede des Gemejnweſeus gegenüber, ſondern als privatrechtlicher 
Fiscus; das öffentliche Recht (die Steuerforderung) verwandelt ſich in 
eine gewöhnliche priuatrechtliche Obligation, deren Veraulaſſung und 
urſprünglicher Inhalt freilich ein durchaus ſtanksrechtlicher war. Das 
praktiſche Intereſſe der Auffaſfung dieſer Veränderung ergibt ſich unter 
Anderem aus der Erwägung, daß für eigentlich ſtaalsrechlliche Steuer s 
forderungen allgemein eine beſondere Art der proeeſſualiſchen Geltend⸗ 
machung beſteht; aber dies iſt nicht die einzige praktiſche Wirkung jener 
Unterſcheidung. Die Steuerforderung iſt nur in ihrer äußeren Erſchel⸗ 
nung eine Obligation, ihrem inneren Weſen nach iſt fie eine einzelne 
Form der Aeußerung der Staatsgewalt, die ſich nur im Dbjecte von 
den anderen Acten ſtaatlicher Beherrſchung unkerſcheidet; ihre Befrie⸗ 
digung iſt nicht wie die Zahlung einer privatrechtlichen Schuld die 
bloße Löſung eines individuellen Obligationsnexus, fondern elne der 
nlehreren Arten der Erfüllung der organiſchen Verpflichtung eines 
Mitgliedes des Staatsvereins; ihr Inhalt iſt daher weit voller, man 
möchte fagen ſtoſſreicher, ols der Inhalt einer privatrechllichen Geld⸗ 
forderung, und die Aehnlichkell mit dieſer beruht lediglich auf der 
Gleichheſt der äußerlichſten Erſcheiuung. Am meiſten wird dies hervor⸗ 
treten, wenn man verſuchen will das äußere Moment der Steuerfor⸗ 
derung von feinem iuneven Gehalte zu trennen, 3. B. durch Ceffion 
an einen Privaten (Steuerpächter); ein folder Act willkührlich vor. 
genommen, tragt etwas Verletzendes in ſich, er wird die organiſche 
Natur des Mechtönerhältwiffes zerſtören und ihm einen ganz verſchte⸗ 
denen rechtlichen Thatbeſtand unterſchieben; die Steuerfordexung wird 
ſich in der Haud des Ceſſionärs in eine gewöhnliche Obligation des 
Privatrechtes verwandeln. 

Endlich hat der Staat in der Möglichkeit, Privilegien zu erthei⸗ 
len, ein reſches Mittel zur Begründung von Privatrechten; auch lehrt 
ja die Erfahrung, daß privalrechlliche Forderungen, z. B. Entſchädi⸗ 
gungsonſprüche gegen den Fiscus, unmittelbar durch die Geſehgebung 
erzeugt werden, und zwar in Fälleu, in denen außer dem elne Forderung 
juriſtiſch nicht begründet werden könnte. Auch die gefetzliche Feſtſtellung 
der Apanagen u. dgl. fallt unter dieſen Geſichts punkt, 


en 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Erwerbung des Heimatrechtes nach §. 12 lit. b) des Geſetzes bonn 
17. Mürz 1849 erſchelnt nicht ſtillſchweigende Duldung, ſoudern nur 
Duldung überhaupt erforderlich. 


Franz H. iſt Schmied und war urſprünglich in B. heimatsberech⸗ 
tiget, wo er Im Jahre 1820 geboren wurde. Im Jahre 1949 übere 
ſiedelte er nach K, wo er durch 6 Jahre eine Schmiede gepachtet hatte, 
dann aber ein Häuschen daſelbſt anfaufte, und dort das Schmiedgewerbe 
weiter betrieb. Jetzt, wo das Häuschen im Executſonswege veräußert 
worden ift, will H. von K. nach Rußland überſiedeln. 

H. ſelbſt gibt an, daß er über 19 Jahre ohne Heimatfchein in K. 
ſich aufgehalten habe, und dort zur Beibringung eines Heimalſcheines 
nie aufgefordert worden ſei. Die Gemeinde K. behauptet auf Grund 
der Angabe der früheren Gemeindevorſteher, daß H. im Jahre 1850 
mit einem Heimatſcheine der Gemeinde B. verſehen geweſen fei, daß 
derſelbe zwar ſeit dem Jahre 1853 ohne giltigen Heimalſchein in K. 
ſich aufgehalten habe, jedoch alljährlich zur Beibringung des Heimak⸗ 
ſcheines aufgefordert worden fein ſoll. 

Die Gemeinde B. dagegen läuguet, dem H. je einen Heimat» 
ſcheln erfolgt zu haben, und behauptet, H. ſei ſogar in den Gemeinde 
verband von K. aufgenommen worden. In letzkerer Beziehung geht 
aus den Kußerungen der Gemeinde K. hervor, daß dieſe Gemeinde 
im Jahre 1862 den O. aufgefordert habe, für die Aufnahme in den 
Gemeindeverband die Taxe von 4 fl. zu berichtigen, daß aber H. die 
Bezahlung der Taxe verweigerte. Im Jahre 1869 erbot ſich H. zur 
Berichtigung der Taxe per 4 fl. die Gemeindevertretung verweigerte 
aber deren Annahme. Die Gemeinde K. leugnet aber, dem H. befinitio 
in den Gemeindeverband aufgenommen zu haben. 

Die Bezirkshauptmannſchaft 3. entſchied mit Erlaß vom 19. Auguſt 
1869, 3. 3087, dahin, H. ſei nach B. zuftänbig, weil derſelbe nach 


den Angaben der früheren Gemeindevorſteher von K. urſprünglich in 
K. ſich auf Grund eines Heimgtſcheines aufgehalten habe, weil derſelbe 
während der Zeit ſeines conſensloſen Aufenthaltes in K. von den 
früheren Gemelndevorſtehern wiederholt zur Beibringung des Heimat⸗ 
ſcheines aufgefordert morden ſei, weil derſelbe auch die angebotene 
Heimatzuſtändigkeit in K. nicht annehmen und die Taxe nicht bezahlen 
wollte, ſomit das Heimatrecht in K. nicht erlangt, vielmehr noch fein 
urſprüngliches Heimatrecht in B. beſite. 

Ueber den Rekurs der Gemeinde B. behob die Statthalterei 
unterm 5. Dezember 1869, Z. 61090, die bezirksämtliche Entſcheidung 
und erkannte, H. ſei nach K. zuſtändig, weil er durch den vom Jahre 
1849 bie zum Jahre 1859 ununterbrochenen und ſelt dem Jahre 
1853 conſenslofeu Aufenthalt in K. das Heimatrecht daſelbſt nach 
8. 12, b) des Gemeindegefetzes vom Jahre 1849 ſtiſlſchwelgend 
erworben habe, 

Im Miniſterialrekurſe gibt die Gemeinde . zu, H. habe ſith 
feit dem Jahre 1863 ohne Heimatschein daſelbſt aufgehalten, behauptet 
aber, derſelbe fei nicht ſtüllſchweigend geduldet worden, weil er 
wöhrend diefer Zeit wiederholt vom Gemeindevorſteher zur Belbringung 
des Heimalſcheluſes aufgefordert worden ſel. 

Das Minifterium des Innern hat mit Eulſcheſdung vom 29. 
Jünner 1870, Z. 1129, dem Necurſe keine Folge gegeben, well H. 
während der Wirkſamkeit der Beſtimmung des 8. 12 des proviſoriſchen 
Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849 durch mehr als 4 Jahre in 
der Gemeinde K. ohne Helmatſchein „geduldet! wurde nud durch 
diefe Duldung auf Grund der eben bezogenen Beſtimmung die Zu: 
ſtändigkeit in K. erworben hat. Km. 


Die Geldbußen für Frorſtfrevel der Waldbeſitzer ſind Strafen Im eigent⸗ 
lichen Slnue und treffen Daher nur die Perſon des ſchuldigen Beſitzers. 


Eonftautin Z. iſt auf Grund einer intabulirten Ceſſion feiner 
Frau Thekla 3. fekt 1850 Eigeuthümer der Hälfte der Güter St., 
und war vou 1844 bis 1858 Adminiſtrator der ganzen Güter. Zu, 
dieſer Zeil, d. i. 1858, wurde er von feiner Gattin, welche Eigen⸗ 
thümerin der anderen Halfte blieb, vollſtändig außer Beſitz geſetzt, er⸗ 
wirkte ſich aber in dem hlerauf augeſtrengten Rechtsſtreite mittelſt 
Urthells des 9 — ger Landesgerichtes vom 29. Anguft 1867, Z. 45946, 
wieder den phyſiſchen Beſitz und Genuß der ihm eigenthümlichen Guts⸗ 
hälfte, und wurde in denſelben Im Jun 1868 Im Exekutlonswege 
eingeführt. Nachdem auf den Gütern St. Schulden und Steuern aus⸗ 
haften und auch Gonſtautin Z. ſelbſt Forderungen gegen feine Ehegattin 
erſiegt hat, wurde er feruer zu Folge Deeretes des U—ger Landes. 
gerichteß vom 12. September 1868, Z. 48132, zum gerichtlichen 
Sequefter der der Thekla Z. gehörigen und von dleſer kürzlich ihrem 
Sohne Joſef Z. abgetretenen anderen Gutshälfte beſtellt. 

Aus Anlaß mehrerer im Jahre 1867 und zuleht im März 1868, 
zur Zelt als Thekla Z. noch Alleinbeſitzerin der Güter von St. war, 
bei der Statthalteret eingebrachten und dem Bezirksainte zugefertigten 
Klagen der Gemeinde St. und wiederholten Beſchwerden des Con⸗ 
ftantin Z. daß Thekla Z. die Waldungen deſolire und die Devaſtatiou 
größere Dimenfionen annehme, fand unterm 22. Mai 1868 eine 
Verhandlung und Unterſuchung des Zustandes der Waldungen statt. 
Auf Grund dieſer Verhandlung erfloß das bezirkshauptmaunſchaftliche 
Erkenntulß vom 14. Juni 1868, Z. 2952, mit welchem nach meh⸗ 
reren vorangelaſſenen, die vorzunehmenden techniſchen Waldmanſpula⸗ 
tionen betreffenden, Anordnungen Thekla Z. e bisherige Allein: 
beſitzerin und Verwahrerlu der Güter der Waldvermüſtung ſchuldig 
befunden, hiefür zu 50 fl. Geldbuße und zum Erfatze der aus Anlaß 
der Erhebungen aufgelaufenen Koſten verurkheilt wurde. 

Ju Eutſcheidung über den gegen dieſes Erkenntniß einge⸗ 
brachten Recurs beſtätigte in zwelter Juſtanz die Slalthalterei mit 
Erlaß vom 11. März 1869, 3. 6428, zwar die Verurtheilung zu 
der Geldbuße von 50 fl. und den Commiſſtonskoſten, jeboch mit der 
Abänderung, daß dieſe Strofen und Commiſſionskoſten die Guts⸗ 
inhabung als ſolche zu zahlen hat, fo daß die Thekla J., da fie 
gegenwärtig — zur Zeit der Statthalterei⸗Entſcheidung — weder 
Eigenthümerin und Beſitzerin der Güter iſt, frei loskomme, dagegen 
der gegenwärtige Elgenthümer der einen und Seqneſter der anderen 
Gutshälfte, d. i. der klagbar gegen die Verwüſtung aufgetretene Cou⸗ 
ſtantin Z. als der eigenklich Verurtheilte erſcheinen müßte. 

Ueber den von Eonſtantin Z. gegen dieſe Statkhalterei⸗Entfchel⸗ 
dung ergriffenen Recurs hat das Miniſterium des Innern unterm 
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5. Mai 1870, 3. 4082, die Statthafterei-Entfgeidwrg aufgehoben, 
und das Erkenntniß der erſten Inſtanz aufrecht erhalten. Aus folgen⸗ 
den Erwägungen: 

„Aus den Verhandlungsacten iſt nämlich zu erſehen, daß die 
conſtatirten Waldvermüſtungen in St. ausſchlioßlich im jener Zeit⸗ 
periode ſtattgefunden haben, in welcher Conſtautin Z. aus dem phyft⸗ 
ſchen Beſitze des beſagten Gutes vollſtändig verdrängt war, daß er 
ſomit, da er auf die Verwaltung desſelben und beziehungsweise der 
dortigen Waldungen gar kelnen Einfluß hakte, ja nicht einmal in St, 
domieilirte, an der forſtwidrigen Gebarung nicht im Geringſten Thell 
nehmen konnte; daß ihm feruer ein Verfchulden aus Anlaß der Wald⸗ 
devaſtirung um ſo weniger zur Laſt gelegt werden kaun, als er von 
dem ihm verbliebeuen einzigen Mittel gegen die unwirthſchaftliche Forſt⸗ 
behandlung von Seite der damaligen Alleinbeſitzerin des Gutes Thekla 
Z. anzukämpfen, nämlich von dem Beſchwerdewege an die hiezu beru⸗ 
fenen Behärden einen umfaſſenden Gebrauch gemacht und hledurch das 
behördliche Einſchreiten, auf Grund deſſen zur Beſeitigung einer wei⸗ 
teren Gefährdung der Forſleultur die angefochtene Entſcheidung eva 
floſſen iſt, eben veraulaßt hat. 

Dagegen geht aus den Verhandlungsacten hervor, daß ein Bere 
ſchulden nur die Thekla Z,, welche zur Zeit der Verübung der Ueber⸗ 
tretungen Alleinbeſitzerin und Verwalterin der Waldungen in St, ge⸗ 
weſen, und daher für die durch ihr forſtwidriges Gebaren erfolgte 
Gefährdung der Forſteultur verantworklich war, dleſes ihr Gebaren 
aber ſtandhaſt zu rechtfertigen nicht vermocht hat, zur Laſt gelegt 
werden kann. 

Aus dieſen Gründen muß daher das Erkenntniß erſter Inſtanz, 
welches die Thekla Z als ſchuldig erkannt und deshalb zu den frage 
lichen Geldſtrafen und Commiſſionszkoften verurtheikt, auch als gerecht⸗ 
ſertigt und begründet gehalten werden, zumal im Sinne der Straf⸗ 
procef⸗Ordnung auch nur derjenige verurtheilt werden kann, gegen 
welchen ein Strafverfahren gepflogen worden ift, ein ſolches Verfahren 
aber nur gegen Thekla Z. und nicht wider den gegenwärtigen Beſitzer 
der Güter Eonſtautin Z., der hiebei als Kläger fungirte, ftattgefunden 
hat, und zumal ferner der Recurrent auch als Sequeſter für die früher 
feiner Gattin Thella Fr gehörige Gutshälfte von St. nicht verhalten 
werden kann, die fraglichen Zahlungen aus den Ertrage dieſer Guts⸗ 
hälfte zu leiſten, nachdem Thekla Z. dieſelbe bereits ihrem Sohne 
Joſef Z. in das Eigenthum abgetreten hat. 

Die von der Stakthalterel zur Rechtfertigung des gedachten Ab⸗ 
fages ihrer Eutſcheldung in Vorlagsberichte vertretene Anficht, der zu 
Folge die Geldbußen und Counniſſtonskoſten der jeweiligen Waldbeſitzer 
ohne Rückſicht auf fein Verfchulden und auf die in der Perſon des 
Beſitzers etwa eingetretene Aenderung zu zahlen hat, wogegen es ihm 
freiſtehen ſoll, den diesfälligen Rückerſaßz im Rechtswege anzusprechen, 
iſi aber weder in der Theorie der Strafrechtspflege begründet, noch 
findet fie in den beſtehenden Vorſchriften ihre Rechtfertigung, weil je 
in keiner geſetzlichen Beſtimmung, am wenigſten in den hier zu hand⸗ 
habenden Forſtgefetze ausgeſprochen iſt. 

Im Gegeutheile begehren die allgemeinen Vorſchriften über das 
Strafverfahren für jede Aburtheilung einen vollſtändigen Schuldbeweis. 
Das Forſtgeſetz beſtimmt aber in dein von der Waldverwüftung hans 
deluden §. 4 keineswegs, daß hiefür der Waldbeſitzer als folder, viel⸗ 
mehr nur allgemein, daß die Waldverwüftung zu ſtrafen iſt, was 
übrigens auch ganz natürlich, indem nicht blos Waldbeſitzer oder 
Eigenthümer, ſondern unabhängig von dieſen auch dritte Perſonen ſich 
einer Waldverwüſtung ſchuldig machen können, und dann die Beſtra⸗ 
fung des Waldbeſitzers ein oſfenbores Unrecht wäre. 

Das Forſigeſetz widerſpricht ſomit in dieſem Paragraf durchaus nicht 
dem obigen Begehren der Strafprocef-Ordnung. Im 8. 18 aber, 
welcher andere Uebertretungen des Forſtgeſetzes beſpricht, beſtimmit das⸗ 
ſelbe geradezu, daß „Waldbeſitzer,“ welche den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes zuwider haudeln, ſomit nur ſchuldige Beſitzer mit einer 
Strafe zu belegen find. Ebenſo verpflichtet das Forſtgeſetz zum Erſate 
der Commiſſionskoſten in Uebertretungsfällen nicht den Woldbeſitzer 
als ſolchen, ſondern beſtimmt im Gegentheile im 8, 23 ausdrücklich, 
„daß die Commiſſionskoſten von dein nicht ſchuldfreſ erkaunten Bean⸗ 
zeigten, bei nichtigen Anzeigen aber von dem daran Schuldtragenden 
zu beſtreiten ſind.“ Auch erweiſt das Forſtgefetz iu dieſem Paragraf 
blos die Schadenerſatzanſprüche, — aber auch dieſe nicht unbedingt — 
auf den Rechtsweg, was ebenfalls mit deu allgemeinen Vorſchriften 
über das Strafverfahren im Einklange ſtehlt.“ M. 


Zur Fruge ob Eiuackern und Beſäen des Walpgrundes mit Getreide als 
Forſtfrevel im Sinne 8. 60, 8. 7, des Forftgeſetzes unzufehru ſei. 

Die Gemeinde N. hat im Grundlaſteuablöſungswege auf Ser⸗ 
vitutsrechte verzichtet, dagegen, indem fie Elgenthumsrechte auf beinahe 
den ganzen gutsherrſchaftlichen Beſitz beanſpruchte, vor 6 Jahren einen 
Rechtsſtrelt gegen die Herrſchaft angeſtrengt, welcher gegenwärtig erft 
bis zur Replik gediehen, ſomit voch nicht ſpruchreif geworden iſt. 

Unterm 22. März 1869 klagte der Gutsbeſitzer von N. Joſeſ 
S, daß ſich mehrere Inſaſſen in feinen Walde „Dabrowa“ eingeackert 
haben, und bat um das Verſahren wegen Feldfrevel gegen dieſelben. 
Hierüber fand am 10. bis 12. Mal ein bezirkshauptmannſchaftlicher 
Loralnugenſchein unter Zuziehung des Klägers, ſowie feines Forſt⸗ 
perſouales, baun des Gemeindevorftandes und der mit ihrem Grund⸗ 
beſitze an die Flur „Dabroma angrenzenden Juſaſſen“ ftatt, welche 
letzteren ſich jedoch beim Beginn der eommiffionellen Begehungen ent⸗ 
fernten. Der Gutsbeſitzer entwickelte feine Brſchwerde dahin, daß ein. 
zelne Inſaſſen ſelt mehreren Jahren ſich allmählig in den Beſitz ſeines 
zur Verjüngung beftimmten Waldes in der Art einzuſchleichen verſuchen, 
daß fie bei den ffeldarbeiten auf ihren angrenzenden Aeckeru und 
Wieſen fich alljährbich unmerklich in den Waldgrund Dabrowa einadern 
oder einmähen, die hie und da geſteckten Gronzgräben ausfüllen, das 
Geſträuche aushauen, das gewonnene Terrain ſodann bei nächſter 
gunſiiger Jahreszeit bebauen, und etz jo ihrem Grundbeſitze einverlei⸗ 
ben. Auf dieſe Art erklärte der Gutsbeſitzer ſchor bedeutend am Wald⸗ 
grunde eingebüßt zu haben, größere Eingriſſe ſeien aber erſt gegen⸗ 
artig unternommen und die Thäter dabei betreten worden, 

Mit dem anf Grund dieſer Verhandlungsreſultate gefallten be⸗ 
zirkshauptmannſchafllichen Erkenntniſſe vom 26. Juni 1869, 3. 2697, 
wurden wegen Feldfvevels, begangen durch Einackerung reſpeekive Elite 
mühen in den herrſchaftlichen Waldgrund und Jungwald Dabroma 
drei von den beſchuldigten vierzehn Juſaſſen, nach dem Feldſchuß⸗ 
geſetze zu Geldſtrafen (eventuell Arreſtſtraſen) verurtheilt, dagegen 
die übrigen eilf Juſaſſen wegen Verjährung des Feldfrevels losgeſpro⸗ 
chen, alle aber zun Miterſatze der Cammiſſionskoſten verurtheilt. 
Dagegen recurrirten die Inſaſſen, indem ſie ihre Behauptung erneuer⸗ 
ten, daß der ſogenanute herrſchaftliche Wald „Dabrowa“ wur eine 
der Gemeinde und Ihnen initangehörrge beſtockte Wieſe ſei, und zudem 
mit Hinweſſung auf den bezüglich des Eigenthumsrechtes zwiſchen ihnen, 
als Gemeindeglieder und der Herrſchaft obſchwebenden Rechtsſtreit bie 
Incompetenz der politifchen Behörden einwendeten. 

Dleſen Recurſen wurde in zweiter Inſtanz mit Statthalterei⸗ 
Eutſcheidung dom 29. October 1869, 3. 37250, Folge gegeben, und 
unter Behebung des bezirkshauptmaunſchaftlichen Erkenntaiſſes nach 
feinem ganzen Inhalte die Gutsinhabung mit ihrer als eigentlich gegen 
eine Beſitzſtörung des flreitigen Grundes Dabrowa gerichtet geweſone 
Klage auf den Rechtsweg gewieſen, „weil, nachdem die Flur Dabrowa 
als Waldgrund in den Vermeſſungsoperaten erſcheint, eine Beſchädi⸗ 
gung derſelben nicht unter das Feldſchutzgeſetz falkt, und, nachdem fer⸗ 
ner dieſer Grund ſtrittig iſt, und im Forſtgeſetze die Einackerung in 
den Waldgrund nich! unter den Forſtfreveln aufgezählt wirb, die Uns 
terſuchung und Urtheilsfüllung in vorliegender Angelegenheit zur gericht 
lichen Eompetenz gehört." 

Ueber den Miniſterlal⸗-Recurs des Gutsbeſitzers von N. Joſef, 
S. gegen dieſe Statthaltexei⸗Entſcheidung wurde dieſelbe vom Mini⸗ 
ſterium des Innern mit Entſcheidung vom 5. Mai 1870, 3. 4358, 
infoweit aufrecht erhalten, als das mehrere Inſaſſen von N. wegen. 
angeblichen Feldfrevel, begangen durch Einackern und Einmähen in die 
herrſchoflliche Waldung Dabrowa theils blos zum Eommiffionskoſten⸗ 
erſatze, theils zu dieſem und zu Geld- und eventuell Arreſtftrafen 
verurtheilende Straferkenntuiß des Bezirkshanptmannes in K. vom 
26. Juni 1869, 3 2697, aufgehoben wurde. „Die Aufhebung diefes 
Straferkeuntniſſes iſt begründet, weil der Gegenſtand des unerlaubten, 
Eingriffes der Infaffen von N. nicht als ein Feldgut im Sinne des 
F. 1 des Felöſchutzgeſetzes angefehen werden kann, indem derſelbe nicht 
nur wegen feiner Bezeichnung in den Vermeffungsoperoteu, fonbern 
auch und borzugeimeife wegen des durch die Verhandlung nachgewieſeuen 
ſacliſchen Culturzuſtands als Waldgrund betrachtet werden muß.“ 

„Hingegen kunn der in dem bezogenen Statthalterei-Erkennt⸗ 
niſſe enthaltene Ausſpruch, daß die in Frage ſtehenden Eingriffe der 
Jufaſſen von N. keinen Forſtfrevel, ſondern lediglich eine Beſitzſtörung 
inuolviren, und daß daher die Gutsinhabung mit ihren Anfprücen 
auf den Rechtsweg zu vermeifen ſei, nicht gebilliget wonden. Es ſtellen 
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ſich nmlich die Inſaſſen von N. als eines Forftfrevels beſchuldiget 
dar, weil nach 8. 60, 3. 7, des Forſtgeſetzes ala Forſtfrevel zu be⸗ 
handeln und zu beſtraſen iſt: „Die Aukage von Kohlſtätten und jede 
anderweitige Benützung des Waldbodens.“ Daß das Eiuadern und 
Befüen des Woldbodens mit Getreide unter die „anderweitige Be⸗ 
mützung“ gehört, iſt klar — denn es bildet vielleicht die prägnantefte 
Art der „anderweitigen Benützung“ des Waldbodens.“ 

Die Statthalterel wurde demnach aufgefordert, gegen die vexur⸗ 
theilten drei Infaffen von N. eine neue Uunterfuchung und Urtheils⸗ 
ſchöpfung auf Grund der Beſtimmungen des Forſtgeſetzes im ordeut⸗ 
lichen Inſtanzenzuge zu veraulaſſen. b. 


Verordnungen. 


Erlaß des Minſſters des Junern bunt 6. Juni 1869, 3. 8245, betreffend 
den Erſatz der Verpflegskoſteun für in öſterrelchiſchen Priunt⸗Kranken⸗ 
auſtalten verpflegte, uach Ungarn zuftindige, vermögensloſe Indlolpuen. 


Anläßlich eines fpeciellen Falles, in welchem es ſich un ben Erſaß eines 
ungariſchen nicht eech Krankenanſtalt für einen 
urahlgen Auge ren Gugelauſenen Berpftenötohlensetrunnd 

fhenben am bie Wer ctſgung des Berpilsnatoltens 
Leeds die Anden banfichtkid; he recis 


Auhanb 
in Ungarn esel 

Unter Hinweis auf dle von dem belreffenden Landeschef 
Anftage geinachte Bemerkung, daß die barkkäubinen Gemeinden im Allgemelnen 
leinen Anſtaud nahmen, dle weder von dem Verpflegten, noch feinen zahlungs⸗ 


, Vorlage dieſer 


Welchen Berwan sten beside Mi jar Wertkenumg ihrer Anachöriden 
in nich! ue Sbitaleen der wıanniidien Mwonlandıs si bezablum, murbe 
die k. ungariſche Regierung um die Auskunft erfucht, ob einen gleichen Vor⸗ 
gange von Seiten ber Gemeinden der Länder der ungariſchen Krone, wenn! 
deren Angehörſge in diesſeitigen nicht öffentlichen Spitälern verpflegt merbei, 
entgegengeſehen und auf bie Veranfaſſung der Hereinbringung dleſer Koſten 
burch die dorlfeſtigen Behörden gerechnet werben könne. 

Der k ungarſſche Minister des Innern hat auf dieſe Anfrage durch 
den l. Miniſter anı Allerhöchſten Hoflager eröffnet, es beſtehe in Ungarn 
die Porſchrift, bap die Erſagpflicht der, für die in den Privat- Krankenhaufern 
verpflegten nach Ungarn zuständigen vermögenslofen Indipiduen aus⸗ 
haftenden Koſten in erſter Linie die Verwandten derſelben in ge 
rader Line, im Falle der Vermögensloſigkelt der letzteren aber die bezügliche 
Heimatsgnemeinbe tucffe, 

Meiſen jeboch die Gemeinden nach, 10 ſie kein Stammpermögen beſitzen, 
und daß ſie auch unter den normalen Perhällniſſen mit bedeutenden Gemeinder 
aufchlägen belaſtet, demnach die fraglichen Koſten zu erſetzen nicht in der Lage 
find, fo werden dun derlei nückſichtswürdigen Fällen die Koſten aus der Do: 
meftical:Gaffe jenes Comitates gedeckt, zu welchem die zahlungs⸗ 
unfählge Gemeinde gehört. 

Nur für den seltenen Fall, wenn nämlich die Zuſtändigkeit des Gapflegten 
mit Beſtimmtheit nicht ermittelt werden kann, ſei bis jet keine Vorſenge ge, 
ttoffen werben 


Perfonalien 
nach dei amtlichen Thelle der „Wiener Zeitung“. 


Se. Ma jeſtät haben dem Soctions vate aan Referenten der ſteiermärki⸗ 
ſchen Grundlaſtenablöſungs⸗ und ReguliungdVandescommilien Beter Ritter 
Trummer von Labſlſchburg bei cen etſeg na en ben bleibenden 
Ruheſtand bie Allerhüöchfte Amar ange or, 

Se. Maieftät haben . Caan = halınatinifdhr 
I. Claſſe H enen Ylalama von feinen denemmärtien 
Vorbehalte en anberweitigen rrchuhgen Dirn „cen bu enchenlget, 
und an deſſen Stelle den mit ter eiten = Beuntehauptmannichaft in Marengo 
betrauten Statthaltereiratl; II. Clafje Franz Freiberin von Rech bach zum 
Statthaltereicathe 1. Claſſe bei der dal matiniſchen Statthalterei ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Heinrich Pilz zum 
Ingenſeur für den Staalsbaudienſt in Kraſn und den technischen Neviſions⸗ 
alfiitenten Joſef Hagel zum Jaſſentar für den Staatsbaubienſt in Salzburg 
nana 

Se. Mojeftät haben un Borfinnbe bee Miniftecialsechunngs-Depar- 
demente euierunascaih Julius Klepeczla eine ſiſtemiſirle Sechionsrathährtle 
1 Hauddelzz init rüum verliehen. = 

Se. Maieftät haben dem Megierungsrathe tin Allerhöchſideren Oberſtbof⸗ 
marſchallamle Karl Hurmann den Orden der eiferiiem Krone III. Claſſe 
mit Nachſicht der Taxen verliehen. 


Albelli 
ſtnoften mit deut 


Erledigungen 
aus dem Anmäblatte der „Wiener Zettung'. 


a Beirläthierangtenaftefen für bie Bukomina 400 fl. Gehalt und 
X. tenelofe bis Ende Juli 1870. (Amtsblatt 138.) 
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